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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die aktuellen Bilder sind leider geprägt durch die derzeitige Krisenzeit. 
Bereits seit 2020 begleitet uns die Corona-Pandemie und hat auch großen Einfluss auf 
das Steuerrecht genommen. Derzeit steht die Stellungnahme des Bundesrates zum 
Entwurf des inzwischen IV. Corona-Steuerhilfegesetzes aus, welches u.a. folgende 
Regelungen vorsieht:

•  Verlängerung der Homeoffice-Pauschale für 2022 (5 EUR pro Homeoffice-Tag,  
max. 600 EUR p.a.), 

•  Verlängerung der Steuerfreiheit von Arbeitgeberzuschüssen zum Kurzarbeitergeld bis 
30.06.2022, sofern der Zuschuss zusammen mit dem Kurzarbeitergeld 80 % des 
ausgefallenen Arbeitsentgelts nicht übersteigt, 

•  Verlängerung der degressiven Abschreibung (2,5-faches der linearen Abschreibung, 
max. 25 %) auf bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in 2022 
angeschafft / hergestellt werden, 

•  erhöhter Verlustrücktrag bis Ende 2023 i.H.v. 10 Mio. EUR (bzw. 20 Mio. EUR) und 
dauerhafte Erweiterung des Verlustrücktrags auf 2 Jahre sowie 

•  Möglichkeit einer steuerfreien Sonderleistung bis zu 3.000 EUR für bestimmte 
Pflegekräfte. 

Zudem beeinflusst auch der Krieg in der Ukraine seit Februar 2022 das Rechnungswesen. 
Im steuerlichen Bereich hat das BMF hier einen Entwurf für das Steuerentlastungsgesetz 
2022 auf den Weg gebracht, um auf die rasant gestiegenen Kosten für Heizöl, Gas, Treib- 
stoff und Strom zu reagieren. Mit der Anhebung des Grundfreibetrags (auf 10.347 EUR), 
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (auf 1.200 EUR) sowie der Entfernungspauschale (38 Cent
ab dem 21. km) soll dieser Preisanstieg rückwirkend zum 01.01.2022 für die Bürger 
abgefedert werden. Der am 16.03.2022 durch das Bundeskabinett beschlossene Entwurf 
wird nun dem Bundesrat sowie anschließend dem Bundestag zugeleitet.
Für den Bereich Rechnungslegung und Prüfung von noch offenen Abschlüssen des 
Jahres 2021 hat das IDW einen Fachlichen Hinweis zu den Auswirkungen des Ukraine-
Krieges veröffentlicht, der insbesondere auf Fragen zu Berichtspflichten im Anhang und 
Lagebericht für Ereignisse nach dem 31.12.2021 eingeht, da eine Berücksichtigung der 
Kriegsauswirkungen in Bilanz und GuV aufgrund des Stichtagsprinzips grundsätzlich zu 
verneinen ist. Seitens der Unternehmen sind hier insbesondere die der Planung 
zugrunde liegenden Annahmen daraufhin zu überprüfen, ob Auswirkungen festzustellen 
sind, die gegen die Aufrechterhaltung der Going-Concern-Prämisse sprechen, und somit 
Rückwirkungen auf den Jahresabschluss vorliegen.
Daneben geht der Gesetzgeber auch seinem „Tagesgeschäft“ nach: In Reaktion auf den 
BVerfG-Beschluss vom 08.07.2021 wurde ein Entwurf zur Änderung der Verzinsung von 
Steuernachforderungen und -erstattungen veröffentlicht. Aufgrund der anhaltenden 
Niedrigzinsphase sollen eine rückwirkende Änderung zum 01.01.2019 von bisher 6 % 
auf 1,8 % p.a. sowie ein 3-jähriger Überprüfungsrhythmus die Verfassungsmäßigkeit 
wieder sichern. 
Wir bleiben am Ball und unterstützen Sie bei Fragen jederzeit gerne!

Mit freundlichen Grüßen

Dr. h. c. Armin Pfirmann  Dr. Chantal Naumann
Steuerberater  Steuerberater, Prokuristin
Geschäftsführender Gesellschafter  bei DORNBACH
bei DORNBACH  
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 11.04.20222 14.04.2022 11.04.2022

 10.06.2022 13.06.2022 10.06.2022

 10.06.2022 13.06.2022 10.06.2022

 11.04.20224 14.04.2022 11.04.2022

 16.05.20224 19.05.2022 16.05.2022

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 27.04.2022 entfällt entfällt

  Termine April 2022 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

1Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen Kranken-
kassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin 
für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.04.2022, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Erbschaft-/Schenkungsteuer –   
  Teleologische Reduktion des sog.   
  90%-Test bei der Übertragung von   
  Anteilen  

Der 3. Senat des Finanzgerichts Münster 
hat mit Urteil vom 24.11.2021 (Az. 3 K 
2174/19 Erb) entschieden, dass bei der 
Übertragung von Kapitalgesellschaftsan-
teilen die Regelung des § 13b Abs. 2 Satz  
2 ErbStG im Wege teleologischer Reduktion 
dahingehend einschränkend auszulegen 
ist, dass sie nicht zur Anwendung kommt, 
wenn die betreffende Kapitalgesellschaft 
ihrem Hauptzweck nach einer Tätigkeit i. S. 
des § 13 Abs. 1, des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bzw. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG dient. 
§ 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG regelt den sog. 
Einstiegstest: Danach ist die Inanspruch-
nahme der erbschaft- und schenkungsteu-
erlichen Begünstigungen für Betriebsver-
mögen von vornherein ausgeschlossen, 
wenn der nach dieser Vorschrift modifizierte 
Wert des Verwaltungsvermögens mindes-
tens 90 v. H. des gemeinen Werts des 
grundsätzlich begünstigungsfähigen 
Vermögens beträgt.

Der Vater der Klägerin des Streitfalls 
schenkte dieser im Jahr 2017 alle Anteile 
an einer GmbH, die ein Unternehmen für 
den Vertrieb von Arzneimitteln und Medi- 
zinprodukten betrieb und auch forschend 
tätig war. Das Geschäftsleitungsfinanzamt 
stellte den Wert der Anteile an der GmbH 
auf 555.975 Euro, die Summe der gemeinen 
Werte der Finanzmittel auf 2.517.649 Euro, 
die Summe der gemeinen Werte des 
Verwaltungsvermögens auf 0 Euro und die 
Summe der gemeinen Werte der Schulden 
auf 3.138.504 Euro fest. Der Beklagte 
versagte wegen des sog. Einstiegstests die 
Begünstigungen gemäß § 13a Abs. 1 und 
Abs. 2 ErbStG.

Der hiergegen erhobenen Klage hat der  
3. Senat des Finanzgerichts Münster statt- 
gegeben. Zwar sei im Streitfall nach dem 
Wortlaut des § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG 
die begehrte Begünstigung für Betriebsver-
mögen vollständig ausgeschlossen, denn 
das Verwaltungsvermögen von 0 Euro zzgl. 
der Finanzmittel von 2.577.649 Euro betrage 

mehr als 90 v. H. des auf 555.975 Euro fest-
gestellten gemeinen Wertes der übertrage-
nen Anteile an der inländischen GmbH. Die 
Vorschrift sei aber ihrem Normzweck ent- 
sprechend im Wege der teleologischen 
Reduktion dahingehend einschränkend 
auszulegen, dass der sog. Einstiegstest 
dann nicht zur Anwendung komme, wenn 
die Kapitalgesellschaft, deren Anteile über-
tragen würden, ihrem Hauptzweck nach 
einer Tätigkeit im Sinne des § 13 Abs. 1, 
des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, des § 18 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 EStG diene. Im Streitfall sei der 
Hauptzweck der Tätigkeit der GmbH ein 
originär gewerblicher, weshalb der sog. 
Einstiegstest zu unterbleiben habe. Dabei 
stützt sich der 3. Senat insbesondere 
darauf, dass es sich bei dem „Einstiegs-
test“ nach seinem Sinn und Zweck um 
einen speziellen Missbrauchsvermei-
dungstatbestand handele. Es solle solches 
begünstigungsfähiges Vermögen von der 
Verschonung ausgenommen sein, das 
nahezu ausschließlich aus Verwaltungs-
vermögen bestehe. Gehe die Kapitalgesell-
schaft aber ihrem Hauptzweck nach einer 
Tätigkeit i. S. des § 13 Abs. 1, des § 15 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 bzw. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 nach, bestehe keine Missbrauchsgefahr. 
Dies gelte insbesondere für Handels- und 
Dienstleistungsunternehmen, wie es die 
GmbH der Klägerin betreibe, die typischer-
weise einen vergleichsweise hohen 
Bestand an Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen aus ihrer gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit hätten. Im Gegenteil 
würden durch eine uneingeschränkte 
Anwendung des Einstiegstests für solche 
Unternehmen Anreize gesetzt, entgegen 
ihrem gewachsenen und üblichen 
Geschäftsmodell Ausweichgestaltungen 
oder betriebswirtschaftlich nicht sinnvolle 
bzw. nachteilige Vorgehensweisen zu 
wählen, um einen positiven Einstiegstest 
zu erreichen. Eine teleologische Reduktion 
des § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG in der Weise, 
dass danach unterschieden werde, wel- 
chem Hauptzweck die Tätigkeit der betref- 
fenden Kapitalgesellschaft diene, sei 
schließlich auch durch den allgemeinen 
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG 
geboten.

Der Senat hat die Revision zum Bundes- 
finanzhof zugelassen. Das Revisionsver-
fahren ist unter dem Az. II R 49/21 anhängig. 
Bis zur Entscheidung durch den Bundes- 
finanzhof, sollten alle Fälle offen gehalten 
werden.

  Zufluss von Gewinnausschüt-   
  tungen für die Gesellschafter zu   
  unterschiedlichen Zeitpunkten  

Bei einer Kapitalgesellschaft können die 
an die Gesellschafter gehenden Gewinnan-
teile erst nach einem Gewinnausschüt-
tungsbeschluss zufließen. Im Zeitpunkt 
des Zuflusses ist dann auch die Versteue-
rung vorzunehmen. Das Interesse der 
Gesellschafter am Zeitpunkt des Zuflusses 
kann durchaus unterschiedlich sein, je 
nach den steuerlichen Verhältnissen. 
Wenn die Satzung der Gesellschaft (in 
Deutschland überwiegend die GmbH) es 
zulässt, dass Ausschüttungen an die 
einzelnen Gesellschafter zu unterschied-
lichen Zeitpunkten erfolgen können, kann 
dies per Beschluss so gehandhabt werden. 
Ein solcher Fall lag dem Bundesfinanzhof 
(BFH) zur Entscheidung vor (Az. VIII R 25/19).

An der GmbH waren ein Mehrheitsgesell-
schafter und mehrere Minderheitsgesell-
schafter beteiligt. Nach Ablauf des 
Geschäftsjahres stellten die Gesellschafter 
den Jahresabschluss fest und beschlossen 
eine Ausschüttung nur an die Minderheits-
gesellschafter. Der entsprechende rechne- 
rische Gewinnanteil für den Mehrheitsge-
sellschafter wurde in dem Beschluss einem 
persönlichen Rücklagenkonto zugewiesen. 
Diese Handhabung entsprach der Satzung. 
Das Finanzamt rechnete die Rücklagenzu-
führung aber dem Mehrheitsgesellschafter 
als Gewinnanteil zu. Auch das angerufene 
Finanzgericht vertrat die Auffassung, dass 
einem beherrschenden Gesellschafter die 
Dividende bereits mit dem Beschluss über 
die Gewinnverwendung zugeflossen sei, 
da die GmbH die Liquidität zur Ausschüt-
tung hatte.

Der Streit kam vor den BFH. Dieser stellte 
zunächst fest, dass die Handhabung der 
GmbH-Satzung entsprochen hatte, sie war 



UPDATE MAGAZINSeite 4

also gesellschaftsrechtlich zulässig. Ein 
zulässiger Ausschüttungsbeschluss ist 
nach Auffassung des BFH auch steuer-
rechtlich wirksam. Der Umstand, dass die 
Rücklage nur dem Mehrheitsgesellschafter 
zuzurechnen sei und er in einem späteren 
Beschluss kraft seiner Stimmenmehrheit 
jederzeit die Ausschüttung beschließen 
kann, verändert den zivilrechtlichen und 
steuerlichen Zuflusszeitpunkt nicht. Es 
liegt hier auch kein Missbrauch von 
Gestaltungsmöglichkeiten gem. § 42 AO 
vor. Der Gesellschafter hat vor dem 
weiteren Ausschüttungsbeschluss auch 
keine Zahlungsforderung an die GmbH. 
Dieses Urteil lässt daher rechtssicher 
unterschiedliche Zeitpunkte des Gewinn-
zuflusses für die einzelnen Gesellschafter 
je nach ihren steuerlichen Interessen zu.

Hinweis
Im Regelfall erfolgt die Besteuerung durch 
die sog. Abgeltungsteuer (Kapitalertrag-
steuer zzgl. Soli zzgl. ggf. KiSt). Da die 
Besteuerung durch die ausschüttende 
Gesellschaft erfolgt, ist die zeitliche 
Komponente für den Gesellschafter wenig 
von Interesse.

Interessant für die Gesellschafter ist das 
Urteil dahin gehend, dass die Gesellschaft 
nicht vollumfänglich den Gewinn aus-
schütten muss. So kann z. B. die Brutto-
dividende für den Mehrheitsgesellschafter 
in der Gesellschaft verbleiben und 
gleichzeitig die Mindergesellschafter 
durch Gewinnausschüttungen „bei Laune“ 
gehalten werden, ohne dass der Gesell-
schaft massiv Liquidität entzogen wird.

  Bei Zufluss von Hauptzahlung und   
  Restzahlungen in mehr als zwei   
  Veranlagungszeiträumen keine   
  außerordentlichen Einkünfte  

Wenn die Auszahlung einer Vergütung für 
eine mehrjährige Tätigkeit über mehr als 
zwei Veranlagungszeiträume gestreckt 
wird, liegen außerordentliche Einkünfte 
selbst dann nicht vor, wenn die Hauptzah-
lung bereits im ersten Veranlagungszeit-
raum zufließt. So entschied das Finanz-
gericht Thüringen (Az. 1 K 478/20).

Nach § 34 Abs. 1 EStG seien außerordent-
liche Einkünfte ermäßigt zu besteuern. Als 
außerordentliche Einkünfte kämen Vergü- 
tungen für mehrjährige Tätigkeiten in 
Betracht. Mehrjährig sei eine Tätigkeit, 
wenn sie sich über mindestens zwei Veran- 
lagungszeiträume erstrecke und einen Zeit-
raum von mehr als zwölf Monaten umfasse. 
Jedoch würden außerordentliche Einkünfte 
grundsätzlich nur bejaht, wenn die zu 
begünstigenden Einkünfte in einem Veran- 
lagungszeitraum zu erfassen seien und 
durch die Zusammenballung von Einkünften 
erhöhte steuerliche Belastungen entstün-
den. Dies sei im entschiedenen Fall nicht 
gegeben (Revision eingelegt (BFH VI R 
19/21). 

  Erwerb eines Gebäudes mit   
  Abbruchabsicht – Zur Entkräftung   
  des Anscheinsbeweises  

Das Finanzgericht Münster hat zum 
Anscheinsbeweis, der bei Abbruch eines 
Gebäudes innerhalb von drei Jahren nach 
Anschaffung für einen Erwerb mit Abbruch- 
absicht spricht und damit den Sofortabzug 
der Abbruchkosten ausschließt, Stellung 
genommen (Az. 13 K 1116/18).

Der Erwerber eines objektiv technisch oder 
wirtschaftlich noch nicht verbrauchten 
Gebäudes könne, wenn er dieses nach dem 
Erwerb abreiße, AfaA vornehmen und die 
Abbruchkosten als Betriebsausgaben bzw. 
Werbungskosten abziehen, sofern er das 
Gebäude ohne Abbruchabsicht erworben 
habe. Wenn er es hingegen in der Absicht 
erworben habe, es (teilweise) abzubre-
chen und anschließend grundlegend 
umzubauen, seien der anteilige Restwert 
des abgebrochenen Gebäudes und die 
Abbruchkosten keine sofort abziehbaren 
Werbungskosten, sondern Teil der Herstel- 
lungskosten des neugestalteten (umge-
bauten) Gebäudes. Eine Abbruchabsicht in 
diesem Sinn sei auch dann zu bejahen, 
wenn der Erwerber beim Erwerb des Gebäu-
des für den Fall der Undurchführbarkeit 
des geplanten Umbaus den Abbruch des 
Gebäudes billigend in Kauf genommen 
habe.

Bei (Teil-)Abbruch des Gebäudes innerhalb 
von drei Jahren nach der Anschaffung 
spreche ein Beweis des ersten Anscheins 
für eine Abbruchabsicht. Diesen könne der 
Steuerpflichtige durch einen Gegenbeweis 
entkräften, insbesondere der Art, dass es 
zu dem Abbruch erst aufgrund eines ung- 
ewöhnlichen, nicht typischen Geschehens- 
ablaufs gekommen sei. Nicht erforderlich 
sei der Vollbeweis des Gegenteils.

  Kosten einer von der finanzieren-   
  den Bank verlangten qualifizierten   
  baufachlichen Betreuung –   
  sofort  abzugsfähige Finanzie-   
  rungskosten  

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
führte aus, dass wenn die Bank im 
Rahmen der Finanzierung eines größeren, 
zur Vermietung bestimmten Gebäudekom-
plexes vom Darlehensnehmer die Installa-
tion eines „Controllings“ (qualifizierte 
baufachliche Betreuung während des 
gesamten Bauvorhabens, u. a. Koordinati-
on der Planung, Termin- und Leistungskon-
trolle, Informationsversorgung und 
Kontrolle im Zusammenhang mit der 
Ausgabe der einzelnen Darlehensteilbeträ-
ge durch den Kreditgeber nach Baufort-
schritt) sowie die Durchführung dieser 
baufachlichen Betreuung durch ein 
bestimmtes Unternehmen verlange, 
würden die vom Darlehensnehmer an das 
Controlling-Unternehmen geleisteten 
Zahlungen nicht zu den Herstellungskos-
ten des Gebäudes, sondern zu den sofort 
als vorweggenommene Werbungskosten 
bei den Vermietungseinkünften abzugsfä-
higen Finanzierungsaufwendungen 
gehören. 

Zu den sofort abziehbaren Werbungskos-
ten gehören auch: Finanzierungskosten, 
die Garantieprovision für die Fertigstel-
lung, soweit sich die Garantie allein auf 
die Finanzierung des Bauvorhabens 
erstreckt, sowie Aufwendungen für die 
Versicherungsverträge und für die Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung, soweit diese 
den Finanzierungszwecken zu dienen 
bestimmt ist. Finanzierungskosten seien 
sämtliche Aufwendungen, die einem 
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Kreditnehmer im Zusammenhang mit der 
Finanzierung eines gegebenen Kapitalbe-
darfs für den Finanzierungszeitraum ent- 
stehen (Finanzgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil 12 K 12180/18 vom 04.03.2021; 
Revision eingelegt (BFH IX R 8/21)).

  Übertragung von GmbH-Anteilen   
  an leitende Angestellte der GmbH   
  als nicht zu Arbeitslohn führende   
  Anteilsschenkung?  

Vielen Unternehmensinhabern fehlt der 
Nachfolger. Wenn ein Unternehmen an 
Arbeitnehmer übertragen wird, ist zu prüfen, 
ob die Befreiungen i. R. d. Erbschaft- und 
Schenkungsteuer in Anspruch genommen 
werden können. Weil auch steuerpflichti-
ger Arbeitslohn vorliegen kann, ist die 
Abgrenzung schwierig. Das zeigt eine 
Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-
Anhalt (Az. 3 V 276/21).

Ehegatten hatten als Gesellschafter einer 
GmbH zwar eine Nachfolgeregelung inner- 
halb der Familie herbeiführen wollen, 
sahen aber eine alleinige Übertragung der 
Anteile an ihren gemeinsamen Sohn 
aufgrund dessen fehlender unternehme-
rischen Erfahrung als kritisch an und 
erwarteten, dass die Unternehmensnach-
folge bei einer Übertragung der wesent-
lichen Anteile auf den Sohn nur dann 
wirtschaftlich erfolgreich sein kann, wenn 
fünf leitende Angestellte der GmbH 
ebenfalls einen Anteil an der GmbH (im 
Streitfall von jeweils 5,08 %) übertragen 
bekamen. 

In diesem Fall sei es ernstlich zweifelhaft, 
ob die Übertragung der Anteile bei den 
leitenden Angestellten zu steuerpflichtigem 
Arbeitslohn führt, wenn der Geschäftsan-
teilsübertragungsvertrag weder einen 
Grund für die Übertragung angibt noch 
eine Gegenleistung verlangt noch regelt, 
dass die Übertragung der Anteile etwa für 
in der Vergangenheit oder in der Zukunft zu 
erwartende Dienste der leitenden Ange- 
stellten für die Gesellschaft erfolgen soll, 
und wenn auch keinerlei „Haltefrist“ für 
die Anteile vereinbart oder geregelt wird, 
dass eine Veräußerung erst nach einer 

bestimmten Frist der Weiterbeschäftigung 
bei der GmbH erfolgen darf, und wenn die 
Übertragung vielmehr „vorbehalt- und 
bedingungslos“ erfolgen soll.

Letztlich handele es sich damit um eine 
Übertragung der Anteile im Rahmen der 
Unternehmensnachfolge, die den Fort- 
bestand des Unternehmens sichern solle, 
bei der gesellschaftsrechtliche strategische 
Überlegungen im Vordergrund stünden 
und der durch die gesellschaftsrechtlich 
motivierte Schenkung eine Sonderrechts-
beziehung zugrunde liege, die auch 
selbstständig und losgelöst vom Arbeits-
verhältnis bestehen könne und somit nicht 
zu Arbeitslohn führe.

  Keine Gewerbesteuerhinzurech-   
  nung für Adresskäufe  

Aufwendungen für die Überlassung von 
Adressdaten unterliegen nicht der 
Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1f GewStG. So 
entschied das Niedersächsische Finanzge-
richt. Die Klägerin habe keine Schutzrech-
te erworben, sondern lediglich Inhalte aus 
Datensammlungen und für deren Verwen-
dung bzw. Nutzung gezahlt. Derartige 
Nutzungsentgelte unterfielen nicht dem 
Regelungsinhalt des § 8 Nr. 1f GewStG 
(Finanzgericht Niedersachsen, Urteil 10 K 
10124/18 vom 09.12.2021).

  Einkünfte aus Hobby –   
  Umsatzsteuerpflicht kann  
  bestehen  

Wer Tätigkeiten ohne Gewinnerzielungsab-
sicht und überwiegend aus privaten 
Gründen ausübt, muss auf die Einnahmen 
nicht unbedingt Einkommensteuer zahlen. 
Wenn keine Möglichkeit besteht, mit dem 
Hobby auf Dauer Gewinne zu erzielen, 
werden solche Tätigkeiten vom Finanzamt 
als Liebhaberei behandelt. Die Einkünfte 
können aber trotzdem der Umsatzsteuer 
unterfallen, wenn die Kleinunternehmer-
grenze überschritten wird.

Seit 2020 gilt, wer nicht mehr Einnahmen 
als 22.000 Euro im Vorjahr erzielt hat, 
muss keine Umsatzsteuer an das Finanz-

amt zahlen, wenn er sich dort als Kleinun-
ternehmer anmeldet. Die Grenze bezieht 
sich immer auf das Vorjahr. Im laufenden 
Jahr dürfen voraussichtlich nicht mehr als 
50.000 Euro eingenommen werden.

Für das Vorliegen einer Umsatzsteuerpflicht 
muss nur eine gewerbliche und nachhal-
tige Tätigkeit am Markt zur Erzielung von 
Einnahmen vorliegen. Die Absicht, Gewinne 
zu erzielen, ist nicht notwendig. Dass die 
Einnahmen aus dem Hobby allein nicht 
zum Leben reichen, ist für die Umsatz-
steuerpflicht nicht relevant.

  Steuernummer für Existenz-   
  gründer – Elektronische Anmel-   
  dung beim Finanzamt erforderlich  

Damit Existenzgründer eine Steuernummer 
erhalten, benötigt das Finanzamt innerhalb 
eines Monats nach der Unternehmens-
gründung den „Fragebogen zur steuerlichen 
Erfassung“. Dieser enthält u. a. die Anga- 
ben zu den persönlichen Verhältnissen, 
zum Unternehmen und zu den zu erwarten-
den Einkünften beziehungsweise Umsät-
zen. Bereits seit dem 01.01.2021 müssen 
einige Fragebögen elektronisch an das 
Finanzamt übermittelt werden. Neu kommt 
ab dem 01.01.2022 eine elektronische 
Übermittlungspflicht für den Fragebogen 
zur steuerlichen Erfassung bei Gründung 
einer Körperschaft nach ausländischem 
Recht hinzu.

Folgende Fragebögen zur steuerlichen 
Erfassung stehen für Unternehmensgrün-
dungen im Dienstleistungsportal der 
Steuerverwaltung ,,Mein ELSTER‘‘ (unter 
„www.elster.de“:http://www.elster.de) 
nach Registrierung zur Verfügung:

• Aufnahme einer gewerblichen, selbst-
ständigen (freiberuflichen) oder 
land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit 
(Einzelunternehmen)

• Gründung einer Personengesellschaft/ 
-gemeinschaft

• Gründung einer Kapitalgesellschaft bzw. 
Genossenschaft

• Gründung einer Körperschaft nach 
ausländischem Recht
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Künftig darf das Finanzamt in diesen Fällen 
den Fragebogen zur steuerlichen Erfassung 
nur noch bei unbilligen Härten in Papier-
form akzeptieren.

Ausnahme: Für die Gründung eines Vereins 
ist der Fragebogen dagegen weiterhin auf 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck in 
Papierform abzugeben.

  Zur Überprüfung einer Ermes-   
  sensentscheidung über den   
  Billigkeitserlass von Säumnis-   
  zuschlägen  

Ob eine natürliche oder juristische Person 
als pünktlicher oder nicht pünktlicher 
Steuerzahler zu betrachten ist, beurteilt 
sich nicht anhand einer einzelnen Steuer-
art, sondern ist in einer Gesamtschau zu 
prüfen, bei der alle für das Verhältnis 
zwischen dem Steuerzahler und der 
Finanz- bzw. Zollverwaltung relevanten 
Umstände heranzuziehen sind. So ent- 
schied das Finanzgericht Hamburg  
(Az. 4 K 11/20).

Säumniszuschläge, die gegenüber einem 
an sich pünktlichen Steuerzahler erhoben 
werden, würden ihren Zweck als Druckmit-
tel, den Steuerschuldner zur rechtzeitigen 
Zahlung seiner steuerrechtlichen Verbind-
lichkeiten anzuhalten, verlieren, was 
bereits für sich genommen einen hälftigen 
Erlass der verwirkten Säumniszuschläge 
rechtfertige. Wenn die Säumnis des 
Steuerzahlers keinen oder nur einen 
geringfügigen Verwaltungsaufwand 
verursacht habe, sei auch der weitere, mit 
der Erhebung von Säumniszuschlägen 
verfolgte Zweck entfallen mit der Folge, 
dass als ermessensfehlerfreie Entschei-
dung allein ein vollständiger Erlass der 
Säumniszuschläge in Betracht komme 
(Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt 
(BFH VII B 135/21).

  Vermieterin kann Baumfällungs-   
  kosten als Betriebskosten geltend   
  machen  

Kosten für die Fällung eines morschen, 
nicht mehr standsicheren Baumes fallen 
unter die umlagefähigen Betriebskosten 
für Gartenpflege. So entschied der 
Bundesgerichtshof (Az. VIII ZR 107/20).

In Bezug auf die Gartenpflege seien auch 
Kosten für Neubepflanzungen umlagefähig, 
soweit Pflanzen, Sträucher und Bäume 
durch Alter, Witterungs- oder Umweltein-
flüsse ausgetauscht werden müssten. 
Nichts anderes gelte daher für das Fällen 
und den Abtransport kranker oder 
morscher Bäume (Bundesgerichtshof, 
Urteil VIII ZR 107/20 vom 10.11.2021).

  Reservierungsgebühr bei   
  Grundstückskauf muss notariell   
  beurkundet werden  

Wenn ein Grundstückseigentümer mit 
einem Kaufinteressenten eine Reservie-
rungsgebühr vereinbart, muss diese 
Vereinbarung notariell beurkundet werden. 
Geschieht dies nicht, ist die Reservie-
rungsvereinbarung gemäß §§ 125, 311b 
BGB formunwirksam und es kann ein 
Anspruch auf Rückerstattung der Reservie-
rungsgebühr bestehen. So entschied das 
Landgericht Köln (Az. 2 O 292/19).

  Kurzarbeit soll verlängert werden  

Das Kabinett hat eine Formulierungshilfe 
für einen Gesetzentwurf zur Verlängerung 
von Sonderregelungen im Zusammenhang 
mit der COVID-19-Pandemie beim Kurzar-
beitergeld und anderen Leistungen be- 
schlossen. Dies teilte das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales mit.

Mit einer am 09.02.2022 vom Kabinett 
beschlossenen Formulierungshilfe für die 
Regierungsfraktionen wurde die Bezugs-
dauer für das Kurzarbeitergeld befristet bis 
zum 30.06.2022 auf bis zu 28 Monate 
verlängert. Da Betriebe, die seit Anfang 
der Pandemie im März 2020 durchgehend 
in Kurzarbeit sind, die maximale Bezugs-

dauer für das Kurzarbeitergeld von derzeit 
24 Monaten schon im Februar 2022 
ausschöpfen, soll die Verlängerung der 
Bezugsdauer rückwirkend zum 01.03.2022 
in Kraft treten.

Zusätzlich werden von den bisherigen 
pandemiebedingten Sonderregelungen bis 
zum 30.06.2022 fortgeführt:

• die Anrechnungsfreiheit von Minijobs 
auf das Kurzarbeitergeld,

• die erhöhten Leistungssätze bei längerer 
Kurzarbeit und

• der erleichterte Zugang zur Kurzarbeit
• die Zahl der Beschäftigten, die vom 

Arbeitsausfall betroffen sein müssen, 
bleibt von mindestens einem Drittel auf 

• mindestens 10 Prozent abgesenkt und
• auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsal-

den wird weiter vollständig verzichtet.

Die Sozialversicherungsbeiträge sollen 
den Arbeitgebern nach dem 31.03.2022 
weiter zur Hälfte erstattet werden, wenn 
die Kurzarbeit mit Qualifizierung verbun-
den wird.

Mit der Fortführung der Sonderregelungen 
beim Kurzarbeitergeld soll sichergestellt 
werden, dass Beschäftigungsverhältnisse 
auch im 2. Quartal stabilisiert sowie 
Arbeitslosigkeit und Insolvenzen vermie-
den werden können.

Die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP haben am 16.02.2022 
einen Gesetzentwurf vorgelegt. 

Am 18.02. wurde das Gesetz vom Bundes-
tag beschlossen.

  Quo vadis Betriebsaufspaltung –   
  wichtige Rechtsprechungs-   
  änderung im Hinblick auf die    
  personelle Verflechtung  

Ein Jungunternehmer steht in seiner Lieb- 
lingswirtschaft und hört gestandenen 
Unternehmern bei deren Steuergestaltungs-
plänen zu. Dabei fällt vermehrt das Wort 
„Betriebsaufspaltung“. Zu Hause ange-
kommen erinnert sich der Jungunternehmer 



DORNBACH GMBH Seite 7

IMPRESSUM 

Herausgeber:
DORNBACH GMBH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Anton-Jordan-Straße 1
56070 Koblenz

Verantwortlich für den Inhalt:
Dipl.-Betriebswirt Rolf Groß  
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater
Fachberater für Internationales 
Steuerrecht

Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

an den alten Spruch seiner Jura-Dozentin: 
Ein Blick ins Gesetz erleichtert die Rechts- 
findung. Voller Tatendrang durchstöbert er 
also die mittlerweile 109 Paragrafen des 
Einkommensteuerrechts und findet – 
„nichts“. Keinerlei Legaldefinition des 
Begriffs „Betriebsaufspaltung“. Als treuer 
Steuerbürger stellt er sich sodann die 
Frage, wie denn der Gesetzgeber von ihm 
verlangen könnte, dass er seinen steuer-
lichen Pflichten nachkommt, wenn jener es 
augenscheinlich versäumt hat, die sog. 
„Betriebsaufspaltung“ gesetzlich zu 
regeln. 

Völlig entsetzt ruft er also am anderen 
Morgen bei seiner Steuerkanzlei an. Dort 
wird ihm u.a. berichtet, dass das Institut 
der Betriebsaufspaltung durch die Finanz- 
gerichtsbarkeit entwickelt worden sei. 
Weiter erläutert man ihm am Beispiel der 
Überlassung seiner im Privatbesitz befind- 
lichen Betriebsimmobilie, dass die Überlas-
sung jener an seine (Betriebs-)GmbH eine 
sog. sachliche Verflechtung begründe. 
Wenn sich dazu – wie in seinem Falle 
gegeben – auch noch die sog. personelle 
Verflechtung geselle – also eine Person 
oder Personengruppe sowohl das Besitz- 
als auch das Betriebsunternehmen in der 
Weise beherrsche, dass sie in der Lage sei, 
in beiden Unternehmen einen einheitlichen 
geschäftlichen Geschäfts- und Betätigungs-
willen durchzusetzen, würde eine sog. 
Betriebsaufspaltung mit der Rechtsfolge 
vorliegen, dass die Verpachtung der 
Betriebsimmobilie nicht zu den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung, sondern 
zu den sog. gewerblichen Einkünften zu 
zählen sei. Im Übrigen könne man die 
Immobilie mangels sog. gewerblicher 
Infizierung auch nicht nach Ablauf von 10 
Jahren steuerfrei verkaufen, vielmehr wäre 
die Betriebsimmobilie auch nach z.B. 50 
Jahren Haltedauer immer noch steuerver-
haftet. Weiter könne bei einer bestehen-
den Betriebsaufspaltung auch nicht die 
sog. erweiterte Grundstückskürzung im 
Rahmen der Gewerbesteuer angewendet 
werden. Auch könne die Betriebsaufspal-
tung bei einer späteren Nachfolge einmal 
zu einem Problem führen, etc. pp.

In dieser zugegebenermaßen etwas über- 
spitzt dargestellten Situation, sich mit 
grundlegenden Dingen des Steuerrechts 
auseinandersetzen zu müssen, dürften 
sich viele Jungunternehmer zu Beginn ihrer 
unternehmerischen Laufbahn befinden. 
Und wie sich am Beispiel der jüngst ver- 
öffentlichten Entscheidung des IV. Senats 
des Bundesfinanzhofs v. 16.9.2021 zeigt – 
Az. IV R 7/18 -, hört das Lernen auch nie 
auf. Denn mit der vorzitierten Entscheidung 
erfolgt eine Änderung in der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs, wonach 
nunmehr auch eine Beteiligung der an der 
Betriebsgesellschaft beteiligten Gesell-
schafter an einer Besitz-Personengesell-
schaft, die lediglich mittelbar über eine 
Kapitalgesellschaft besteht, bei der Beur- 
teilung einer personellen Verflechtung zu 
berücksichtigen ist. Dies hatte der BFH bis-
her verneint. Im Ergebnis dürfte die Recht- 
sprechungsänderung in einer Vielzahl von 
Anwendungsfällen zur Versagung der 
erweiterten Grundstückskürzung führen.  
In den entsprechenden Situationen ist 
also dringender Handlungsbedarf geboten. 
Bei Fragen helfen Ihnen Ihre gewohnten 
Ansprechpartner von Dornbach gerne 
weiter.
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon: +49 261 94 31 - 438
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

02. JUNI 2022 · ONLINE SEMINAR
IMMOBILIENBESTEUERUNG – WAS IST NEU?

Ein Online-Vortrag der Rhein-Zeitung Koblenz
Immobilien sind oftmals ein entscheidender Wertfaktor. Gerade in Familienunternehmen und in der anhaltenden Niedrigzinsphase 
sind sie weiterhin ein beliebtes Anlageobjekt. Der Kauf und Verkauf von Immobilien sind aber ebenso wie die Übertragung im 
Wege von Nachfolgegestaltungen stets mit einer Vielzahl steuerlicher Herausforderungen verbunden. Der DORNBACH-Experte  
Dr. Henrik Sundheimer gibt einen kurzen Überblick über die aktuelle Rechtslage zur Immobilienbesteuerung. Dabei ergänzt der 
versierte Steuerrechtler seinen Vortrag um Hinweise, welche Aspekte es besonders im Blick zu behalten gilt.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


